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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Die Oberaufsichtskommission Berufliche Vorsorge OAK BV, die seit Anfang 2012 die
Aufsicht über die zweite Säule koordiniert, hatte in einem Weisungsentwurf neue
Anforderungen an die Revisionsstellen festgehalten, welche nach Ansicht von
Ständerat Ettlin (cvp, OW) die ihr übertragenen Regulierungskompetenzen
überschreiten und massiv in den Markt der Pensionskassenprüfung eingreifen. Er
forderte deshalb in einem Postulat den Bundesrat auf, zu überprüfen, ob die OAK
angewiesen werden soll, keine entsprechende Weisung herauszugeben, und ob ihre
Regulierungskompetenz allenfalls einzuschränken wäre. Der Bundesrat beantragte die
Annahme des Postulats. Im Plenum argumentierte der Postulant, es gelte zu verhindern,
dass sogenanntes Soft Law geschaffen werde, also marktbeeinflussende Weisungen,
welche nicht durch den Gesetzgeber erlassen wurden. Bundesrat Berset wies darauf
hin, dass die OAK als unabhängige Instanz nicht dem Bundesrat unterstellt ist und eine
Veränderung ihrer Kompetenzen daher eine Gesetzesänderung bedingen würde. Er
stimmte jedoch der Ansicht zu, die Situation in der Aufsicht über die berufliche
Vorsorge sei komplizierter geworden und nicht mehr zufriedenstellend, weshalb eine
entsprechende Überprüfung Sinn mache. Der Ständerat folgte diesem Votum und
überwies den Vorstoss. 1

POSTULAT
DATUM: 06.12.2016
FLAVIA CARONI

Ende 2018 legte das BSV den bundesrätlichen Bericht zur Erfüllung des Postulats Ettlin
(cvp, OW) bezüglich des Weisungsentwurfs der OAK BV an die Revisionsstellen vor. Zur
Beantwortung der Frage, ob die OAK BV mit dem Weisungsentwurf über Anforderungen
an die Revisionsstellen ihre Kompetenzen überschritten habe, hatte das BSV bei einem
Experten für Sozialversicherungsrecht der Universität Zürich, Prof. Thomas Gächter, ein
Gutachten in Auftrag gegeben. Das Gutachten kam zum Schluss, dass das
Weisungsrecht keine innerdienstlichen Verwaltungsverordnungen oder Weisung
darstellen könne, da die Revisionsstellen nicht der Aufsicht oder Hierarchie der OAK BV
unterstellt seien. Die OAK BV verfüge im Einzelfall auch nicht über Verfügungsbefugnis
gegenüber den Revisionsstellen, diese obliege der Aufsichtsbehörde. Zudem verfüge
der Weisungsentwurf über keine ausreichende gesetzliche Grundlage; eine solche fehle
im Allgemeinen für den Erlass von Standards an die Revisionsstellen. Somit liege keine
rechtsverbindliche Weisungsbefugnis der OAK BV an die Revisionsstellen vor, deren
Weisungen hätten aber Empfehlungscharakter.  
Der Bundesrat stimmte mit dem Gutachten in den ersten beiden Punkten überein,
sprach der OAK BV aber dennoch die Kompetenz zu, fachtechnische Vorgaben zur
Prüfung von Vorsorgeeinrichtungen zu erlassen. Dies sei nötig, damit sie einen Teil ihres
Zwecks, die Qualitätssicherung der Revisoren, erfüllen könne. Damit bejahte der
Bundesrat ein allgemeines Weisungsrecht gegenüber den Revisionsstellen. Diese
Weisungskompetenz betreffe aber nur Weisungen, die für die Qualitätssicherung
erforderlich seien. Die Zulassung der Revisionsstellen hingegen obliege der
Revisionsaufsichtsbehörde (RAB). Somit habe die OAK BV diesbezüglich ihre Kompetenz
überschritten. 
Gleichzeitig stellte der Bundesrat in Übereinstimmung mit der RAB fest, dass die
Revisionsstellen bei der Prüfung der Vorsorgeeinrichtungen teilweise stark gegen die
Sorgfaltspflichten verstossen hätten. Die Revisionsstellen unterstünden ihrerseits
jedoch keiner laufenden Kontrolle, die RAB könne diese nur in Verdachtsfällen
überprüfen. In der Folge werde der Bundesrat daher zusammen mit der RAB und der
OAK BV den diesbezüglichen Handlungsbedarf abklären, hielt er in seinem Bericht
fest. 2

BERICHT
DATUM: 03.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

Mit Erscheinen des Berichts zum Weisungsentwurf der OAK BV an die Revisionsstellen
Ende 2018 erachtete der Bundesrat das Postulat Ettlin (cvp, OW) als erfüllt und
beantragte in seinem Bericht über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte
2018 die Abschreibung des Postulats. Stillschweigend stimmte der Ständerat der
Abschreibung im Juni 2019 zu. 3

POSTULAT
DATUM: 06.06.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Im Juni 2019 reichte Alex Kuprecht (svp, SZ) eine Motion ein, die zum Ziel hatte, dem
Parlament die Kontrolle über die Oberaufsichtskommission Berufliche Vorsorge (OAK
BV) zu übertragen und die Weisungen der Kommission jeweils vorgängig vom BJ oder
dem BSV auf ihre Gesetzeskonformität überprüfen zu lassen. Hintergrund der Vorlage
war vermutlich – zumindest war dies der Ausgangspunkt von Kuprechts entsprechender
Interpellation (Ip. 18.4166) – die Weisung der OAK BV, mit der sie auf mehr Transparenz
bei den Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen hinzuwirken versuchte. Es könne
nicht sein, dass die Kommission nicht überwacht oder sanktioniert werden könne, wie
es der Bundesrat als Antwort auf seine Interpellation erklärt habe, und gleichzeitig
unklar sei, welche rechtlichen Wirkungen ihre Weisungen hätten, wie das Postulat Ettlin
(cvp, OW; Po. 16.3733) ergeben habe. Es müsse daher eine Kontrollinstanz geschaffen
werden, wodurch sich Rechtsunsicherheiten beseitigen liessen. Dieser Einschätzung
widersprach der Bundesrat: Bereits heute könnten die GPK-NR oder die GPK-SR die
Tätigkeiten der OAK BV überprüfen – was die nationalrätliche
Geschäftsprüfungskommission überdies 2012 bereits getan habe. Die Kommission führe
darüber hinaus auch Anhörungen zu den Weisungsentwürfen durch, zudem könnten
ihre Weisungen auch vor Gericht angefochten werden. Da die Unabhängigkeit der
Kommission vom Gesetzgeber gewollt sei, wie eine Anfrage von Daniel Fässler (cvp, AI;
Frage 14.1070) gezeigt habe, sei auch eine vorgängige Prüfung ihrer Weisungen nicht
opportun, erklärte der Bundesrat weiter. Folglich empfahl er den Vorstoss zur
Ablehnung. 
In der Herbstsession 2019 behandelte der Ständerat die Motion. Dabei meldeten sich
mit Motionär Kuprecht, Erich Ettlin und Daniel Fässler, der in der Zwischenzeit
ebenfalls in den Ständerat gewählt worden war, die Urheber der verschiedenen
Vorstösse zu diesem Thema zu Wort, um ihre Unterstützung des Vorhabens kundzutun.
In der Folge verdeutlichte Bundesrat Berset noch einmal die Problematik der früheren
und nun womöglich erneut angestrebten Lösung: Damals sei das BSV sowohl oberste
Aufsichtsinstanz als auch direkte Aufsichtsbehörde für national tätige Pensionskassen
gewesen. Damit die Aufsichtsbehörde objektiv arbeiten könne, müsse sie aber
unabhängig sein. Durch die Motion Kuprecht würde die Aufsicht nun aber wieder
politisiert, wofür der Bundesrat keinen Grund sehe. Dies sah der Ständerat
offensichtlich anders und nahm die Motion mit 22 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. 4

MOTION
DATUM: 26.09.2019
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2016, S. 1025 f.
2) Bericht vom 30.11.2018 in Erfüllung des Postulats Ettlin
3) BBl 2019, S. 2955 ff.
4) AB SR, 2019, S. 985 ff.
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